
      Für eine 
antikapitalistische Linke

 Nein zum
uropa der Banken 
 und Konzerne!

Ja zu einem vereinigten, 
sozialistischen Europa!
Die Herrschenden haben behauptet, die Europäische Union auf Basis der Verträge von Maastricht und Lis-
sabon sowie die Einführung des Euro würden Frieden und Wohlstand nach Europa bringen. Das krasse Ge-
genteil ist der Fall. In Griechenland, Zypern, Spanien, Portugal und anderen Ländern gibt es millionenfache 
Armut und Erwerbslosigkeit - insbesondere in der Jugend. Wir diskutieren mit:

Paul Murphy, Sozialistische Partei Irlands, Member of 
European Parliament, Mitglied der Europäischen Linken 
(GUE/NGL):

Welche Auswirkungen haben die 
Spardiktate der EU-Kommission auf 
die Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung in Irland und Südeuropa? 
Wie stehen wir zu Volksabstim-
mungen über die EU-Mitglied-
schaft? Welche Rolle spielen 
die Bankenrettungspakete 
und die Pläne für eine 
neue Bankenunion? Wie 
kann der Widerstand 
in Europa gebündelt 
werden?

Heidrun Dittrich, Landessprecherin der 
AKL Niedersachsen, DIE LINKE., ehem. 
Bundestagsabgeordnete:

Die Verarmung 
und die Kriegs-

pläne bedeuten 
eine neue Koloni-
alpolitik innerhalb 

und außerhalb 
der EU. Wie 
sollte Die LIN-
KE vor den Eu-

ropawahlen auf 
die Eurokrise und 

die Stimmengewin-
ne der AfD reagieren? 

am Freitag 29.11.2013 von 19 bis 21 Uhr
im Freizeitheim Linden, Windheimstr. 4, 30451 Hannover

V.i.S.d.P.: Landesarbeitsgemeinschaft der Antikapitalistischen Linken Niedersachsen, DIE LINKE. Heidrun Dittrich. Landessprecherin der AKL NDS, Varrelmannstr. 1, 30453 Hannover



Antrag der LAG AKL NDS an die Bundesver-
sammlung der Antikapitalistischen LINKEN 
am 9.11.13:

Nein zum Europa der Banken und Kon-
zerne! Ja zu einem Europa der abhängig 
Beschäftigten und Erwerbslosen!

Die Herrschenden haben behauptet, die Eu-
ropäische Union auf Basis der Verträge von 
Maastricht und Lissabon sowie die Einführung 
des Euro würden Frieden und Wohlstand nach 
Europa bringen. Das krasse Gegenteil ist der 
Fall. In Griechenland, Zypern, Spanien, Portu-
gal und anderen Ländern gibt es millionenfa-
che Armut und Erwerbslosigkeit - insbesonde-
re in der Jugend.

Die EU ist heutzutage keine Verheißung mehr  
für Toleranz und Völkerverständigung. Ihre 
Institutionen und Politik werden zu Recht von 
vielen Menschen als Bedrohung (z.B. gegen 
schon erreichte soziale Standards) wahrge-
nommen. Die Krise in Europa wird durch die 
neoliberale Konzeption der EU verschärft. 
Ihre Politik bedeutet auch in Zukunft wei-
teres Lohndumping, Benachteiligung von 
Minderheiten wie die verzögerte Umsetzung 
der UN – Behindertenrechtskonvention. Die 
Kürzungen im Sozialstaat gehen vor allem zu 
Lasten der Gleichstellungs- und Familienpoli-
tik. Mit den Freiwilligendiensten werden der 
Sozialstaat ersetzt und Frauenarbeitsplätze z. 
B. im Krankenhaus abgebaut.  Im Programm 
Europa 2020 der EU- Kommission wird das 
Renteneintrittalter an die Erwerbsfähigkeit 
gekoppelt, das bedeutet die Abschaffung eines 
gesetzlichen Renteneintrittalters. Die zuneh-
menden Kriege müssen verhindert werden und 
die Flüchtlingsströme bedürfen der Versor-
gung und der Internationalen Solidarität. Ins-
besondere die derzeitigen Vertragsgrundlagen 
(Stichwort Lissabonvertrag) sind für LINKE 
völlig inakzeptabel und keine Ausgangsbasis.

Die wirtschaftlich und politisch Herrschen-
den haben mit den Institutionen der EU auch 
Verträge geschaffen, die dem freien Kapi-
talverkehr Vorrang geben und die sozialen 
Schutzrechte der Menschen minimieren. Die 
Klimakatastrophe und die soziale Gerechtig-
keit sind für DIE LINKE gleichrangige Auf-
gaben.

Die EU sollte der konkurrenzfähigste Wirt-
schaftsraum der Welt werden. Die Agenda 
2010, wie sie vom Vorsitzenden des Bundes 
der deutschen Industrie gefordert wurde, 
war die Grundlage für das Lohndumping 
und die Hartz-Gesetze in Deutschland. 

Der Euro war und ist das Mittel der Herrschenden in 
Europa – vor allem der starken deutschen Kapitalis-
tenklasse – vor dem Hintergrund eines verschärften 
internationalen Konkurrenzkampfs, um ihre Profite 
zu erhöhen und ihre ökonomischen und strategischen 
Interessen gegenüber den Konkurrenten in den USA, 
Japan, China und weltweit  durchzusetzen. Die ge-
genwärtige Krise ermöglicht vor allem dem deut-
schen Kapital, die Krisenfolgen auf die europäischen 
Nachbarn abzuwälzen und seine Dominanz weiter 
zu stärken. Während die deutsche Exportwirtschaft 
(noch) Erfolge feiert, werden in Europa Millionen 
Menschen ins Elend gestürzt.

Die Einführung des Euro hat die Krise verschärft, 
aber sie ist nicht die Ursache der Krise. Die Konkur-
renz zwischen den Eurostaaten ist kein Konstrukti-
onsfehler des Euros, sondern Ausdruck des Konkur-
renzkampfes zwischen Konzernen, die weitgehend 
eine nationalstaatliche Basis haben.

DIE LINKE steht deshalb für einen Bruch mit den 
kapitalistischen Eigentumsstrukturen und der Poli-
tik, die Konzerne und Banken Blankoschecks aus-
stellt: In Deutschland, Europa und international. Wir 
sagen Nein zur Verarmungspolitik, nein zu  Spaltung 
und Nationalismus und Ja zu einem sozialistischen 
Europa im Interesse der Lohnabhängigen und Er-
werbslosen.

Wir treten für das Recht der Opfer der Troika-Politik 
ein, aus dem Euro und der EU auszutreten.

Gleichzeitig vertreten wir die Einschätzung, dass die 
Einführung einer nationalen Währung für die betrof-
fenen Staaten neben möglichen ökonomischen Vor-
teilen auch Gefahren beinhaltet – solange dies auf 
Basis einer kapitalistischen Ökonomie im Rahmen 
des Weltmarkts geschieht. Die Krise kann durch ei-
nen solchen Schritt alleine nicht überwunden, der 
Lebensstandard der Bevölkerung nicht gerettet wer-
den.

DIE LINKE fordert:
•	 Die Verursacher der Krise sollen zahlen: Nein 

zur EU-Krisenpolitik der anderen deutschen 
Parteien und der EU-Troika (Europäische Zen-
tralbank, Internationaler Währungsfonds, Euro-
päische Kommission) Nein zu ESM, Fiskalpakt 
und EU- Wettbewerbspakt, Aufhebung aller 
Troika-Verträge!

•	 Nein zu allen Privatisierun- gen; nein zu 
Sparpaketen zu Lasten der 

Bevölkerung!

•	 Nein zu Nationalismus 
und Rassismus. Keinen Fuß-

breit den Faschisten!

•	 Die Schulden der von der Krise beson-
ders betroffenen Staaten gegenüber Ban-
ken und institutionellen Anlegern müssen 
gestrichen werden! Kleinanleger werden 
voll entschädigt.

•	 Durch die Unterstützung gewerkschaftli-
cher Lohnkämpfe und eine andere Steu-
erpolitik wollen wir eine Umverteilung 
von oben nach unten erreichen.

•	 Ausbau statt Abbau demokratischer 
Rechte! Teilhabe und Inklusion für alle.

•	 Alle strukturbestimmenden Banken und 
Versicherungen müssen entmachtet, ent-
flochten und vergesellschaftet  werden. 
Sie gehören unter die demokratische 
Kontrolle und Verwaltung der Bevölke-
rung.

•	 Überführung der strukturbestimmenden 
Konzerne in Europa in öffentliches Ei-
gentum bei demokratischer Kontrolle 
und Leitung durch die Belegschaft und 
die Bevölkerung als erster Schritt zu um-
fassender demokratischer Vergesellschaf-
tung.

•	 Nein zur Rüstungsproduktion und Aus-
landsbeteiligungen der Bundeswehr und 
Polizei. 

Die Antwort der europäischen Linken auf 
die Krise in Europa und den Nationalismus 
und Rassismus ist der gemeinsame Wider-
stand über Ländergrenzen hinweg - für hö-
here Löhne, bessere Sozialstandards,nein zu    
Kriegen,für Umweltschutz und Arbeiterrech-
te. Ein Neustart für eine demokratische und 
an den Interessen der Bevölkerung orientierte 
europäische Einigung kann nicht auf kapitalis-
tischer Basis erfolgen. Nur durch weitgehen-
de Maßnahmen gegen die Macht des Kapitals 
– Überführung der Banken und Konzerne in 
demokratisches öffentliches Eigentum, Ein-
führung von Kapitalverkehrskontrollen, Bil-
dung von Regierungen der Linken – kann die 
Basis für eine neue Vereinigung Europas von 
unten erfolgen. Heute ist unsere Aufgabe eine 
größtmögliche Einheit im sozialen Widerstand 
herzustellen.

Zu den Voraussetzungen für den "Regierungs-
eintritt" linker Parteien gehört nicht nur eine 
gesellschaftliche Massenbewegung für grund-
legende Veränderungen (wie sie etwa in Grie-
chenland, nicht aber in Deutschland vorhanden 
ist), sondern auch die Existenz von Bündnis-
partnern, die ebenfalls für die Interessen der 
Lohnabhängigen und die Überwindung der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung eintre-
ten und sich dabei auf Massenbewegungen 
stützen. Linke Parteien haben einen  system-
überwindenden Anspruch. Solche gibt es po-
tentiell in Griechenland als Partner für Syriza, 
nicht aber in Deutschland, wo sich SPD und 
Grüne auf die Fortsetzung der Verarmungspo-
litik zur Rettung der Profite der Banken und 
Konzerne festgelegt haben.

www.antikapitalistische-linke.de


